
 

 

Anlage 01 zur Drucksache: 0350/2010/BV 
 
Wortlaut der Gesetzestexte 
 
 § 27 Abs. 2: Grundsätze 
  

Die Schulträger sind berechtigt und verpflichtet, öffentliche Schulen einzurichten und 
fortzuführen, wenn ein öffentliches Bedürfnis hierfür besteht. 
 

 § 30 Einrichtung, Errichtung, Änderung und Aufhebung von Schulen 
  

(1) Der Beschluss eines Schulträgers über die Einrichtung einer öffentlichen Schule bedarf 
der Zustimmung der obersten Schulaufsichtsbehörde. Die Schule ist errichtet, wenn die 
Schulaufsichtsbehörde feststellt, dass der Schulbetrieb aufgenommen werden kann. 
 
(2) Stellt die oberste Schulaufsichtsbehörde fest, dass ein öffentliches Bedürfnis für die 
Einrichtung einer öffentlichen Schule besteht und erfüllt der Schulträger die ihm nach § 27 
Abs. 2 obliegende Verpflichtung nicht, trifft die Rechtsaufsichtsbehörde die notwendigen 
Maßnahmen nach den Vorschriften der Gemeindeordnung; der Schulträger ist vorher zu 
hören. 
 
(3) Absatz 1 gilt entsprechend für die Aufhebung einer öffentlichen Schule. Stellt die oberste 
Schulaufsichtsbehörde fest, dass das öffentliche Bedürfnis für die Fortführung der Schule 
oder eines Teils derselben nicht mehr besteht, kann sie die Mitwirkung des Landes an der 
Unterhaltung der Schule widerrufen; der Schulträger ist vorher zu hören. 
 
(4) Die Vorschriften über die Einrichtung und Aufhebung einer öffentlichen Schule gelten 
entsprechend für die Änderung einer öffentlichen Schule. Als Änderung einer Schule sind die 
Änderung der Schulart, der Schulform (Normalform oder Aufbauform) oder des Schultyps 
sowie die dauernde Teilung oder Zusammenlegung, die Erweiterung bestehender Schulen 
und die Einrichtung von Außenstellen zu behandeln. Von der Erweiterung einer Schule ist 
abzusehen, wenn den schulischen Bedürfnissen durch Einrichtung einer neuen Schule 
besser gedient ist. 

 § 22 Weiterentwicklung des Schulwesens 
  

(1) Wenn die Entwicklung des Bildungswesens, veränderte Lebens- und Berufsaufgaben 
oder die Wahrung der Einheit des deutschen Schulwesens es notwendig machen, können 
Schulversuche eingerichtet werden. Das gilt insbesondere zur Entwicklung und Erprobung 
neuer pädagogischer und schulorganisatorischer Erkenntnisse, insbesondere 
 
1. neuer Organisationsformen für Unterricht und Erziehung sowie für die Verwaltung der 
Schulen, 
 
2. wesentlicher inhaltlicher Änderungen, 
 
3. neuer Lehrverfahren und Lehrmittel. 
 
(2) Schulversuche können durchgeführt werden 
 
1. durch Einrichtung von Versuchsschulen, 
 
2. dadurch, dass die oberste Schulaufsichtsbehörde einer bestehenden Schule 
Eigenschaften und Aufgaben einer Versuchsschule überträgt; falls damit für den Schulträger 
Mehrbelastungen verbunden sind, bedarf es dessen Zustimmung. 
 

 


